
1     

Stiftung für die vorzeitige 
Pensionierung im  
schweizerischen  
Naturstein-Handwerk 
und in der Naturstein-Industrie

Allgemeinverbindlicherklärter Kollektivvertrag für die vorzei-
tige Pensionierung im schweizerischen Naturstein-Handwerk 
und in der Naturstein-Industrie

abgeschlossen zwischen den

NATURSTEIN VERBAND SCHWEIZ (NVS)

einerseits und der

GEWERKSCHAFT UNIA

sowie der

GEWERKSCHAFT SYNA

andererseits

(bereinigte und aktualisierte Version, beinhaltend die Ergänzungen 
vom 9. Juli 2018 und die Zusatzvereinbarung 2022)

Die grau hinterlegten Bestimmungen auf den folgenden Seiten wur-
den durch den Bundesrat allgemeinverbindlich erklärt.
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1.	 Präambel

Der den GAV Naturstein-Handwerk und Naturstein-Industrie GAV un-
terzeichnende Arbeitgeberverband NVS und die Gewerkschaften Unia 
und Syna; haben im Bestreben, der körperlichen Belastung der Arbeit-
nehmer im Naturstein-Handwerk und in der Naturstein-Industrie 
Rechnung zu tragen und dem Personal von Baustellen und Werkstät-
ten eine finanziell tragbare Frühpensionierung zu ermöglichen; fol-
genden Kollektivvertrag zur vorzeitigen Pensionierung (nachfolgend 
KVP genannt) abgeschlossen.
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2.	 Geltungsbereich

Art. 1	 Räumlicher Geltungsbereich

1.	 Der Gesamtarbeitsvertrag gilt für das ganze Gebiet der Schwei-
zerischen Eidgenossenschaft, mit Ausnahme des Kantons Frei-
burg, Bezirke La Sarine, La Broye, La Gruyère, La Veveyse, La 
Glâne, der italienischsprachigen Gebiete des Kantons Graubün-
den, die Kantone Genf, Neuenburg, Tessin, Waadt und Wallis, 
Bezirke Sierre, Sion, Herens, St. Maurice, Martigny, Conthey, En-
tre-Mont, Monthey.

2.	 Die Parteien des vorliegenden Vertrages können anderen Bran-
chen den Beitritt zum KVP ermöglichen. Diese Verbände können 
national, kantonal oder regional organisiert sein.

Art. 2	 Betrieblicher Geltungsbereich

1.	 Der Gesamtarbeitsvertrag gilt für alle Arbeitgeber (Betriebe und 
Betriebsteile), die Natursteine (z. B. Marmore, Granite, Sandstei-
ne, Kalksteine) und/oder künstliche Steine (z. B. Quarzkomposite, 
Agglomomarmore, grossformatige keramische Produkte, ze-
mentöse Kunststeine) abbauen, produzieren, bearbeiten, verle-
gen, versetzen, montieren, renovieren und/oder sanieren. Über-
dies gilt der Gesamtarbeitsvertrag für alle Arbeitgeber (Betriebe 
und Betriebsteile), die Veredelungs-Arbeiten (z. B. Schleifen, Ab-
säuern, Versiegeln) an verbauten Natursteinen ausführen.

Ausgenommen sind:
	 a)	Reine Handelsbetriebe, Schotterwerke, Pflastersteinprodu-
	 	 zenten und Pflästerer;
	 b)	Reine Bildhauerbetriebe.
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Art. 3	 Persönlicher Geltungsbereich

1.	 Der Gesamtarbeitsvertrag gilt unabhängig der Lohn- und Anstel-
lungsbedingungen für sämtliche Arbeitnehmer (inbegriffen 
Werkmeister) der in Art. 2.1. aufgeführten Betriebe und Betriebs-
teile.

2.	 Ausgenommen sind:
	 Lehrlinge, kaufmännisches und technisches Personal sowie hö-

here leitende Angestellte.

Art. 4	 Allgemeinverbindlicherklärung

Die Parteien reichen unverzüglich nach Abschluss des KVP das 
Gesuch um Allgemeinverbindlicherklärung ein. Sie setzen sich 
mit Nachdruck dafür ein, dass diese so schnell wie möglich vor-
liegt.
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3.	 Finanzierung

Art. 6	 Herkunft der Geldmittel

1.	 Die Mittel zur Finanzierung der vorzeitigen Pensionierung wer-
den grundsätzlich durch Beiträge der Arbeitgeber und der Ar-
beitnehmer, durch Zuwendungen Dritter sowie durch Erträgnis-
se des Stiftungsvermögens geäufnet.

2.	 Für die Finanzierung gilt das Rentenwert-Umlageverfahren. Aus 
den Beiträgen dürfen nebst angemessenen Reserven lediglich 
die in den entsprechenden Zeitperioden zugesprochenen Über-
brückungsrenten und zu erwartenden Härtefall-Leistungen fi-
nanziert werden.

3.	 Das Stiftungsreglement regelt das Controlling und das Verfahren 
zur Sicherung des Finanzbedarfs.

Art. 7	 Beiträge

1.	 Der Beitrag der Arbeitnehmer beträgt 1.4 % des massgeblichen 
Lohnes. Der Beitrag wird monatlich vom Lohn abgezogen.

2.	 Der Beitrag des Arbeitgebers beträgt 1.8 % des massgeblichen 
Lohnes.

3.	 Der AHV-pflichtige Lohn gilt als massgeblicher Lohn.

Art. 8	 Modalitäten und Erhebung

1.	 Der Arbeitgeber schuldet der Stiftung Naturstein oder deren In-
kassoorganen die gesamten Beiträge von Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer.

2.	 Das Stiftungsreglement bestimmt die Einzelheiten der Bezugs-
modalitäten.
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Art. 9	 Versicherungstechnische Überprüfung  
	 (Controlling)

	 Zur Sicherstellung einer geordneten finanziellen Entwicklung 
gelten folgende Grundregeln des Controlling:

	 a)	Über die Mitarbeiterkategorien sind genaue Statistiken zu er-
arbeiten und zu führen, insbesondere unter Berücksichtigung 
von Invalidität und Mortalität.

	 b)	Der Finanzfluss ist permanent und systematisch zu überwa-
chen und die sich aufdrängenden Massnahmen sind bei den 
Gründerverbänden bzw. den Parteien des KVP zu beantragen.

	 c)	 Das Controlling, unterstützt und begleitet durch den vom Stif-
tungsrat eingesetzten externen Experten, hat spätestens Ende 
Juni auf der Basis des Vorjahres Grundlagen zu liefern, damit 
die Stiftung Beschlüsse zum Leistungsplan fällen kann.

Art. 10	 Änderungen der Beiträge und/oder  
	 der Leistungen

1.	 Können mit den vorhandenen und erwarteten Mitteln die Leis-
tungen voraussichtlich nicht finanziert werden, verhandeln die 
Parteien des GAV des Marmor- und Granitgewerbes über die 
notwendigen Massnahmen, nämlich

	 a)	die Einführung zu einem späteren Zeitpunkt
	 b)	die Kürzung der Leistungen
	 c)	 die Erhebung höherer Beiträge

2.	 Sind unaufschiebbare Massnahmen zur Sicherung der finanziel-
len Mittel notwendig, kann der Stiftungsrat die Einführung hin-
auszögern oder die Leistungen kürzen. Er informiert die Ver-
tragsparteien umgehend.

3.	 Änderungen treten spätestens sechs Monate nach ihrem Be-
schluss durch die Vertragsparteien resp. der erteilten AVE in 
Kraft.



7     

4.	 Leistungen

Art. 11	 Grundsatz

	 Es werden Leistungen erbracht, welche drei Jahre vor dem or-
dentlichen AHV-Alter die Pensionierung ermöglichen und deren 
Konsequenzen finanziell abfedern.

Art. 12	 Art der Leistungen

	 Es werden ausschliesslich die folgenden Leistungen erbracht:

	 a.	 Überbrückungsrenten;
	 b.	Ersatz von Altersgutschriften BVG;
	 c.	 Ersatzleistungen im Härtefall.

Art. 13	 Überbrückungsrente

1.	 Der Arbeitnehmende kann eine Überbrückungsrente beanspru-
chen, wenn er kumulativ 

	 a)	nicht mehr als 3 Jahre vom ordentlichen Rücktrittsalter der 
	 	 AHV entfernt ist; 
	 b)	während mindestens 20 Jahren in einem Betrieb gemäss dem 
	 	 Geltungsbereich des KVP gearbeitet hat, wobei davon vor 
	 	 Leistungsbezug mindestens während 10 Jahren ohne Unter-
	 	 bruch;
	 c)	 die Erwerbstätigkeit unter Vorbehalt von Art. 14 definitiv auf-
	 	 gibt.

2.	 Erfüllt der Arbeitnehmer die Anstellungsvoraussetzungen (Abs. 
1 Bst. b dieses Artikels) nicht ganz, kann er seinen Anspruch auf 
eine anteilmässig reduzierte Überbrückungsrente geltend ma-
chen, wenn er während mindestens 10 Jahren innerhalb der letz-
ten 20 Jahre in einem dem KVP unterstellten Betrieb gearbeitet 
hat, wobei er vor dem Leistungsbezug ununterbrochen während 
10 Jahren gearbeitet haben muss.
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Art. 14	 Erlaubte Tätigkeiten

1.	 Dem Leistungsempfänger im Sinne dieses KVP sind jegliche Tä-
tigkeiten für Dritte untersagt, welche unter den Anwendungsbe-
reich des vorliegenden KVP fallen.

2.	 Ohne Kürzung der Überbrückungsrente kann er eine selbständi-
ge oder unselbständige Erwerbstätigkeit mit einem maximalen 
Jahreseinkommen von Fr. 7200.– ausüben.

3.	 Der Versicherte, welcher eine reduzierte Rente oder eine Teilren-
te bezieht, kann eine unselbstständige Erwerbstätigkeit ausüben, 
sofern die Gesamtheit seines Einkommens den Betrag der maxi-
malen Überbrückungsrente mit Zuschlag des in Abs. 2 genann-
ten Betrages nicht übersteigt.

Art. 15	 Ordentliche Überbrückungsrente

1.	 Die ordentliche Überbrückungsrente besteht aus:
	 75 % des vertraglich vereinbarten, durchschnittlichen Jahresloh-

nes ohne Zulagen, Überstundenentschädigung, etc. (Rentenba-
sislohn).

2.	 Die Überbrückungsrente darf jedoch die folgenden Schwellen 
nicht unter- oder überschreiten:

	 a)	75 % des Rentenbasislohnes, jedoch mindestens Fr. 3500.–
	 	 pro Monat.
	 b)	75 % des Rentenbasislohnes, jedoch höchstens Fr. 4500.– pro 
	 	 Monat.

3.	 Das Reglement der Stiftung Naturstein regelt das Vorgehen, 
wenn der Jahreslohn in den letzten drei Jahren erheblichen 
Schwankungen unterlag.
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Art. 16	 Gekürzte Überbrückungsrente

1.	 Wer die Voraussetzungen von Art. 13 Abs. 2 erfüllt, erhält eine 
um 1/20 pro fehlendem Jahr gekürzte Überbrückungsrente.

2.	 Bei Personen, die wegen einer saisonalen Anstellung, wegen 
verschiedener Funktionen im Betrieb gemäss Geltungsbereich 
KVP pro Kalenderjahr eine dem KVP unterstellte Tätigkeit von 
weniger als 100 % leisten und bei teilzeitangestellten Personen 
werden die Leistungen gekürzt. Die Summe aller vorangehen-
den Leistungen, diejenigen der Kasse eingeschlossen, darf je-
doch die Höchstrente, auf die der Arbeitnehmer bei einer 
100 %-Anstellung einen Anspruch hätte, nicht übersteigen. Die 
Kasse ist befugt, die Leistungen entsprechend zu kürzen.

3.	 Bezieht ein Versicherter Leistungen der Kranken-, Unfall- oder 
Invalidenversicherung, hat er lediglich für die verbleibende Ar-
beitsfähigkeit einen Anspruch auf Leistungen wegen vorzeitiger 
Pensionierung.

Art. 17	 Subsidiarität

	 Die Überbrückungsrenten können gekürzt werden, wenn sie mit 
anderen vertraglichen oder gesetzlichen Leistungen zusammen-
kommen. Das Stiftungsreglement bestimmt die Einzelheiten der 
Koordination.

Art. 18	 Ausgleich der BVG-Altersgutschriften

Die Stiftung Naturstein (Art. 22) übernimmt während der Zeit-
spanne der Rentenauszahlung die Beiträge an die Vorsorgeein-
richtung. Dieser Betrag darf 10 % des für die Bestimmung der 
Übergangsrente für die vorzeitige Pensionierung massgeblichen 
Rentenbasislohnes nicht überschreiten und ebenfalls nicht hö-
her als 10 % des von der Vorsorgeeinrichtung versicherten Ein-
kommens sein.
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Art. 19	 Beibehaltung des Anschlusses zur beruflichen  
	 Vorsorgeeinrichtung

1	 Der Rentenberechtigte hat der Stiftung anzugeben, ob er in der 
bisherigen Vorsorgeeinrichtung verbleiben kann oder ob er sich 
bei der Auffangeinrichtung BVG weiterversichert.

2	 Die unterstellten Betriebe unternehmen alles Zumutbare, dass 
der Leistungsbezüger als externes Mitglied der Vorsorgeeinrich-
tung versichert bleiben kann. Die Vertragsparteien unterstützen 
sie in diesen Bestrebungen.

Art. 20	 Ersatzleistungen im Härtefall

1.	 Der Stiftungsrat kann den Arbeitnehmern im Härtefall Ersatzleis-
tungen zu sprechen, welche unfreiwillig und auf endgültige Wei-
se aus dem Natursteingewerbe ausgeschieden sind (z. B. bei 
Konkurs des Arbeitgebers, Kündigung, Arbeitsunfähigkeitsent-
scheid der SUVA oder des Versicherers bei Ausfall im Krank-
heitsfall).

2.	 Die Ausrichtung der Härtefallersatzleistung schliesst jede weite-
re Leistung der Stiftung Naturstein aus.

Art. 21	 Gesuchsverfahren und Kontrolle

1.	 Zum Erhalt der Leistungen hat der Anspruchsberechtigte ein Ge-
such zu stellen und seine Berechtigung glaubhaft zu machen.

2.	 Leistungen, welche von der Stiftung Naturstein ausbezahlt wor-
den sind, ohne dass dazu ein Anspruch nach vorliegendem Kol-
lektivvertrag bestanden hat, sind zurückzuerstatten.

3.	 Das Reglement der Stiftung regelt die Einzelheiten.
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5.	 Vollzug

Art. 22	 Stiftung Naturstein

1.	 Die Parteien vereinbaren die gemeinsame Durchführung im Sin-
ne von Art. 357a Obligationenrecht.

2.	 Sie gründen zu diesem Zweck eine Stiftung (nachfolgend Stif-
tung Naturstein genannt) mit dem Zweck, den vorliegenden KVP 
zu vollziehen und vollziehen zu lassen und übertragen ihr alle 
dazu notwendigen Rechte.

3.	 Die Stiftung Naturstein kann Kontroll- und Inkassoaktivitäten 
Dritten übertragen, namentlich der paritätischen Kommission, 
welche für die Kontrolle des GAV Naturstein-Handwerk und Na-
tursteinindustrie gebildet wurde.

4.	 Das Vollzugsorgan des GAV Naturstein-Handwerk und Natur-
stein-Industrie meldet der Stiftung Naturstein unaufgefordert 
und unverzüglich alle Verfehlungen gegen die vorliegende Kon-
vention, die es im Rahmen der Vollzugskontrolle des Gesamtar-
beitsvertrages feststellt.

Art. 23	 Stiftungsrat (Stiftung Naturstein)

1.	 Der Stiftungsrat ist für die Verwaltung verantwortlich.

2.	 Dem Stiftungsrat obliegt die Verantwortung für die Kontrolltätig-
keiten. Er kann diese Kontrolle fachkundigen Gremien übertra-
gen.

3.	 Der Stiftungsrat erlässt die für die Umsetzung notwendigen Re-
glemente. Er hört vor der Beschlussfassung die Vertragsparteien 
an. Das Reglement über die Leistungen und Beiträge der Stif-
tung für die vorzeitige Pensionierung und der KVP kann nur mit 
Zustimmung der Vertragsparteien geändert werden.

4.	 Das Regelement kann die Einzelheiten betreffend Beitragsein-
zug, die Leistungsvoraussetzungen und die Leistungsausrich-
tungen genauer festlegen.
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Art. 24	 Sanktionen im Falle der Verletzung des  
	 Kollektivvertrages

1.	 Verletzungen von Pflichten aus diesem Kollektivvertrag können 
durch die Vollzugsorgane mit Konventionalstrafen von bis zu Fr. 
20 000.– geahndet werden. Absatz 2 bleibt vorbehalten.

2.	 Vertragsverletzungen, die darin bestehen, dass keine oder un-
genügende Beiträge abgerechnet wurden, können mit einer 
Konventionalstrafe bis zur doppelten Höhe der fehlenden Bei-
träge geahndet werden.

3.	 Die Fehlbaren tragen die Kontroll- und Verfahrenskosten.

4.	 Die Bezahlung der Konventionalstrafe entbindet in keinem Fall 
von der Pflicht zur Einhaltung der vertraglichen Bestimmungen.

5.	 Die Konventionalstrafen dienen der Kostendeckung.

Art. 25	 Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz

1.	 Für Auslegungsfragen des KVP ist die Paritätische Kommission 
Naturstein zuständig.

2.	 Im Falle von Abweichungen zwischen der deutschen und der 
französischen Fassung der vorliegenden Konvention, gilt der 
deutsche Wortlaut.
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6.	 Übergangsbestimmungen

Art. 26	 Auszahlung der Leistungen

Die erste vom KVP vorgesehene Leistungsauszahlung erfolgt 6 
Monate nach dem in Art. 28 nachfolgend bestimmten Inkrafttre-
ten des KVP respektive dessen AVE.
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7.	 Schlussbestimmungen

Art. 27	 Änderung gesetzlicher Vorschriften

Bei Änderungen gesetzlicher Bestimmungen, die Auswirkungen 
auf den vorliegenden Kollektivvertrag haben, verhandeln die 
Vertragsparteien rechtzeitig über die notwendigen Anpassun-
gen.

Art. 28	 Inkrafttreten und Dauer der Konvention

1.	 Die Zusatzvereinbarung 2022 zum KVP tritt am 1. Januar 2022 
bzw. ab der Allgemeinverbindlicherklärung in Kraft.

2.	 Der KVP wird für eine unbeschränkte Dauer abgeschlossen. Er 
kann unter Einhaltung einer sechsmonatigen Frist mit einge-
schriebenem Brief jährlich auf den 30. Juni von den Vertragspar-
teien gekündigt wer

Zürich und Dagmersellen, 6. Februar 2007
Ergänzung vom 9. Juli 2018
Zusatzvereinbarung, Zürich vom 15. September 2021

NATURSTEIN VERBAND SCHWEIZ NVS

Marco Marazzi	 Jürg Depierraz
Präsident	 Geschäftsführer

GEWERKSCHAFT UNIA

Vania Alleva	 Bruna Campanello	 Kaspar Bütikofer
Präsidentin	 GL-Mitglied	 Branchensekretär

GEWERKSCHAFT SYNA

Mathias Regotz	 Johann Tscherrig
Leiter Interessens- &	 Zentralsekretär/ 
Vertragspolitik/GL 	 Branchenleiter


